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VORWORT

Der Deutsche Ausschuss für Schiedsgerichtswesen (DAS) 
und das Deutsche Institut für Schiedsgerichtswesen (DIS) 
haben sich mit Wirkung vom 1.1.1992 unter dem Namen 
„Deutsche Institution für Schiedsgerichtsbarkeit e.V.“ zu-
sammengeschlossen. Die Deutsche Institution fördert die 
Schiedsgerichtsbarkeit und dient der einheitlichen Betreu-
ung der schiedsgerichtlichen Aufgaben in Deutschland.

Der DAS wurde 1920 von den Spitzenverbänden der ge-
werblichen Wirtschaft als Arbeitsausschuss zur Förde-
rung der Schiedsgerichtsbarkeit und zur Durchführung 
von Schiedsverfahren gegründet. Er stellt seit 1920 eine 
Schiedsgerichtsordnung zur Beilegung von Streitigkei-
ten zur Verfügung und betreut Verfahren, die nach seiner 
Schiedsgerichtsordnung durchgeführt werden.

Das DIS wurde 1974 von Wirtschaftsverbänden, wissen-
schaftlichen Einrichtungen und Praktikern der Schieds-
gerichtsbarkeit gegründet. Das DIS übernahm die Aufga-
be der Förderung und der wissenschaftlichen Betreuung 
der Schiedsgerichtsbarkeit und dient als Informations- und 
Beratungsstelle für Unternehmen, Anwälte, Regierung und 
ausländische Fachorganisationen in Fragen der Schieds-
gerichtsbarkeit.

Die Deutsche Institution für Schiedsgerichtsbarkeit nimmt 
seit 1992 die Aufgaben dieser beiden Organisationen wahr, 
deren Satzungen entsprechend geändert wurden. Sie ar-
beitet eng mit den Spitzenorganisationen der deutschen 
Wirtschaft und insbesondere den IHKs zusammen. Sie 
stellt überregional und branchenunabhängig allen Wirt-
schaftszweigen die nachfolgende Schiedsgerichtsordnung 
zur Verfügung.

Die vorliegende DIS-Schiedsgerichtsordnung (DIS-SchO) 
ist gültig seit dem 1. Juli 1998. Sie trägt den aktuellen Ent-
wicklungen der Schiedsgerichtsbarkeit, den praktischen 
Erfahrungen mit der DIS-Schiedsgerichtsordnung 1992 
bzw. DAS-Schiedsgerichtsordnung 1988 und dem deut-
schen Schiedsverfahrensrecht, das zum 1.1.1998 in Kraft 
getreten ist, Rechnung. Die Regelungen im deutschen 
Schiedsverfahrensrecht, die nahezu wortgleich mit dem 
UNCITRAL Modellgesetz über die internationale Handels-
schiedsgerichtsbarkeit sind, finden Anwendung auf natio-
nale und internationale Schiedsgerichtsverfahren. Auch die 
DIS-Schiedsgerichtsordnung ist sowohl für nationale wie 
internationale Schiedsgerichtsverfahren geeignet. Die An-
wendung der DIS-Schiedsgerichtsordnung setzt nicht vo-
raus, dass der Ort des schiedsrichterlichen Verfahrens in 
Deutschland liegt; die Parteien sind bei der Wahl des Ortes 
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frei. Auch bei der Vereinbarung des auf den Rechtsstreit in 
der Hauptsache anwendbaren Rechts und der Verfahrens-
sprache sind die Parteien frei.

Neben ihrer Schiedsgerichtsordnung bietet die DIS seit 
dem 1. Januar 2002 die DIS-Schlichtungsordnung, seit 
dem 1. Mai 2010 die DIS-Konfliktmanagementordnung, die 
DIS-Mediationsordnung, die DIS-Gutachtensordnung so-
wie die DIS-Schiedsgutachtensordnung und seit dem 1. 
Juli 2010 die DIS-Adjudikationsordnung an.

Köln, Januar 2011
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DIS-MUSTERSCHIEDSVEREINBARUNG

Die Deutsche Institution für Schiedsgerichtsbarkeit e.V. (DIS) 
empfiehlt allen Parteien, die auf die DIS-Schiedsgerichtsord-
nung Bezug nehmen wollen, folgende Schiedsklausel:

„Alle1 Streitigkeiten2, die sich im Zusammenhang3 mit 
diesem Vertrag4 oder über seine Gültigkeit ergeben, 
werden nach der Schiedsgerichtsordnung der Deut-
schen Institution für Schiedsgerichtsbarkeit e.V. (DIS) 
unter Ausschluss des ordentlichen Rechtsweges5 end-
gültig entschieden.“

Folgende Punkte sind – insbesondere bei Auslandsberüh-
rung – zu beachten:6

 – Der Ort des Schiedsverfahrens ist …7

 – Die Anzahl der Schiedsrichter beträgt…8

 – Die Sprache des Schiedsverfahrens ist…9

 – Das anwendbare materielle Recht ist ...10

1 Die Schiedsvereinbarung sollte sich ausdrücklich auf „alle“ Streitigkeiten 
beziehen, da es ansonsten schwierig ist, zu bestimmen, welche Streitig-
keiten von der Klausel erfasst sind.

2 Eine Schiedsvereinbarung ist nur wirksam, wenn der Gegenstand des 
Verfahrens schiedsfähig ist; siehe für das deutsche Recht § 1030 ZPO.

3 Diese Formulierung ist umfassend und hat zur Folge, dass auch nicht-
vertragliche Ansprüche erfasst werden, die „im Zusammenhang mit dem 
Vertrag“ stehen.

4 Wird eine Schiedsvereinbarung als selbständige Vereinbarung (Schiedsab-
rede) und nicht in Form einer Klausel in einem Vertrag (Schiedsklausel) 
geschlossen, ist der Vertrag, auf den sich die Schiedsabrede beziehen 
soll, genau zu bezeichnen.

5  Wesentliches Merkmal der Schiedsgerichtsbarkeit als privater Gerichts-
barkeit ist, das die staatliche Gerichtsbarkeit (nicht aber der einstweilige 
Rechtsschutz, siehe § 1033 ZPO bzw. § 20 DIS-SchO) ausgeschlossen 
ist. Zur Vermeidung von Unklarheiten empfiehlt es sich aber, dies in der 
Schiedsvereinbarung klarzustellen. In einigen Rechtsordnungen kann der 
Zusatz erforderlich sein.

6  Den unter den ersten drei Spiegelstrichen genannten Themenbereichen 
sollte durch entsprechende Ergänzung der Schiedsvereinbarung Rech-
nung getragen werden. Soweit das auf den Vertrag anwendbare materi-
elle Recht nicht bereits an anderer Stelle des Vertrages vereinbart wurde, 
sollte diese Regelung in der Schiedsvereinbarung erfolgen.

7  Soweit ein Schiedsort in Deutschland vereinbart wird, gelten die §§ 1025 
ff. ZPO, die Raum für weitere Vereinbarungen der Parteien zulassen. Bei 
der Vereinbarung eines Schiedsortes im Ausland ist das dort geltende 
zwingende Verfahrensrecht zu berücksichtigen. Der Ort des Schieds-
verfahrens bestimmt die prozessrechtlichen Rahmenbedingungen des 
Verfahrens und die Zuständigkeit für eine gegebenenfalls notwendige In-
anspruchnahme staatlicher Gerichte. Jedoch ist es nicht notwendig, das 
Schiedsverfahren an diesem Ort durchzuführen.

8  Gemäß § 3 DIS-SchO besteht das Schiedsgericht grundsätzlich aus drei 
Schiedsrichtern. Die Parteien können jedoch die Entscheidung durch ei-
nen Einzelschiedsrichter vereinbaren.

9  Wird die Sprache von den Parteien nicht bereits in der Schiedsklausel 
festgelegt, entscheidet hierüber das Schiedsgericht nach seiner Konstitu-
ierung (§ 22.1 DIS-SchO). Bei fehlender Vereinbarung der Sprache wissen 
die Parteien bei Verfahrenseinleitung nicht, über welche Sprachqualifika-
tion die Parteivertreter und die Schiedsrichter verfügen müssen.

10 Das für die Streitentscheidung maßgebliche materielle Recht (siehe auch 
Fn. 6) ist von dem auf das Schiedsverfahren anzuwendenden Verfahrens-
recht (siehe auch Fn. 7) zu unterscheiden.
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FORMERFORDERNIS

Sollen Rechtsstreitigkeiten nach der nachfolgenden 
Schiedsgerichtsordnung entschieden werden, so ist eine 
Schiedsvereinbarung erforderlich, die grundsätzlich der 
Schriftform bedarf. Diese ist nach internationalen Grund-
sätzen jedenfalls dann gewahrt, wenn die Schiedsvereinba-
rung in einem Vertrag, der von den Parteien unterzeichnet 
ist, oder in Briefen, Faxen oder Telegrammen, die die Par-
teien gewechselt haben, enthalten ist.

Die Form der Schiedsvereinbarung nach deutschem Recht 
bestimmt sich seit dem 1.1.1998 nach § 1031 ZPO:

§ 1031

1.  Die Schiedsvereinbarung muss entweder in einem 
von den Parteien unterzeichneten Schriftstück oder in 
zwischen ihnen gewechselten Schreiben, Fernkopien, 
Telegrammen oder anderen Formen der Nachrichten-
übermittlung, die einen Nachweis der Vereinbarung si-
cherstellen, enthalten sein.

2.  Die Form des Absatzes 1 gilt auch dann als erfüllt, 
wenn die Schiedsvereinbarung in einem von der einen 
Partei der anderen Partei oder von einem Dritten bei-
den Parteien übermittelten Schriftstück enthalten ist 
und der Inhalt des Schriftstückes im Fall eines nicht 
rechtzeitig erfolgten Widerspruchs nach der Verkehrs-
sitte als Vertragsinhalt angesehen wird.

3. Nimmt ein den Formerfordernissen der Absätze 1 
oder 2 entsprechender Vertrag auf ein Schriftstück 
Bezug, das eine Schiedsklausel enthält, so begründet 
dies eine Schiedsvereinbarung, wenn die Bezugnah-
me dergestalt ist, dass sie diese Klausel zu einem Be-
standteil des Vertrages macht.

4. (weggefallen)

5. Schiedsvereinbarungen, an denen ein Verbraucher be-
teiligt ist, müssen in einer von den Parteien eigenhändig 
unterzeichneten Urkunde enthalten sein. Die schriftli-
che Form nach Satz 1 kann durch elektronische Form 
nach § 126a des Bürgerlichen Gesetzbuches ersetzt 
werden. Andere Vereinbarungen als solche, die sich 
auf das schiedsrichterliche Verfahren beziehen, darf 
die Urkunde oder das elektronische Dokument nicht 
enthalten; dies gilt nicht bei notarieller Beurkundung.

6. Der Mangel der Form wird durch die Einlassung auf die 
schiedsgerichtliche Verhandlung zur Hauptsache geheilt.
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DIS-SCHIEDSGERICHTSORDNUNG 1998

§ 1  Anwendungsbereich

1.1  Diese Schiedsgerichtsordnung findet auf Streitigkei-
ten Anwendung, die nach einer von den Parteien ge-
troffenen Schiedsvereinbarung durch ein Schieds-
gericht gemäß der Schiedsgerichtsordnung der 
Deutschen Institution für Schiedsgerichtsbarkeit e.V. 
(DIS) entschieden werden sollen.

1.2  Soweit die Parteien nichts anderes vereinbart haben, 
findet die bei Beginn des schiedsrichterlichen Verfah-
rens gültige Schiedsgerichtsordnung Anwendung.

§ 2  Schiedsrichterauswahl

2.1  Die Parteien sind bei der Auswahl und Benennung der 
Schiedsrichter frei.

2.2  Soweit die Parteien nichts anderes vereinbart haben, 
muss der Vorsitzende des Schiedsgerichts oder der 
Einzelschiedsrichter Jurist sein.

2.3  Die Deutsche Institution für Schiedsgerichtsbarkeit 
gibt auf Anfrage Anregungen für die Schiedsrichter-
auswahl.

§ 3  Anzahl der Schiedsrichter

Das Schiedsgericht besteht aus drei Schiedsrichtern, wenn 
die Parteien nichts anderes vereinbart haben.

§ 4  Anzahl von Schriftsätzen und Anlagen

Alle Schriftsätze sowie die beigefügten Anlagen müssen 
mindestens in soviel Exemplaren eingereicht werden, dass 
jedem Schiedsrichter, jeder Partei, und soweit die Einrei-
chung des Schriftsatzes bei der DIS erfolgt, dieser ein Ex-
emplar zur Verfügung steht.

§ 5  Übersendungen

5.1  Die Schiedsklage und Schriftsätze, welche Sach-
anträge oder eine Klagerücknahme enthalten, sind 
durch eingeschriebenen Brief gegen Rückschein, 
oder Kurierdienst, Fax oder eine andere Übersen-
dungsart, soweit diese einen Nachweis des Zugangs 
gewährleisten, zu übersenden. Alle anderen Schrift-
stücke können auch in jeder anderen Übertragungsart 
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übersandt werden. Alle Schriftstücke und Informatio-
nen, die dem Schiedsgericht zugeleitet werden, sind 
gleichzeitig auch der anderen Partei zu übermitteln.

5.2  Alle Übersendungen der Parteien, des Schiedsge-
richts oder der DIS-Geschäftsstelle sind an die letzt-
bekannte Adresse, so wie sie vom Empfänger oder 
gegebenenfalls der anderen Partei mitgeteilt worden 
ist, zu richten.

5.3  Ist der Aufenthalt einer Partei oder einer zur Entgegen-
nahme berechtigten Person unbekannt, gelten schrift-
liche Mitteilungen an dem Tag als empfangen, an dem 
sie bei ordnungsgemäßer Übermittlung durch Ein-
schreiben gegen Rückschein, oder Kurierdienst, Fax 
oder eine andere Übersendungsart, soweit diese einen 
Nachweis des Zugangs gewährleisten, an der letztbe-
kannten Adresse hätten empfangen werden können.

5.4  Ist ein Schriftstück, das gemäß Absatz 1 übersandt 
worden ist, in anderer Weise zugegangen, so gilt die 
Übersendung spätestens im Zeitpunkt des tatsächli-
chen Zugangs als bewirkt.

5.5  Hat eine Partei einen Prozessbevollmächtigten be-
stellt, sollen die Übersendungen an diesen erfolgen.

§ 6  Einleitung des schiedsrichterlichen Verfahrens

6.1  Der Kläger hat die Klage bei einer DIS-Geschäftsstelle 
einzureichen. Das schiedsrichterliche Verfahren beginnt 
mit Zugang der Klage bei einer DIS-Geschäftsstelle.

6.2  Die Klage muss enthalten:

(1) Bezeichnung der Parteien,

(2) einen bestimmten Antrag,

(3) Angaben zu den Tatsachen und Umständen, auf 
die die Klageansprüche gegründet werden,

(4) Wiedergabe der Schiedsvereinbarung,

(5) die Benennung eines Schiedsrichters, wenn die 
Parteien nicht die Entscheidung durch einen Ein-
zelschiedsrichter vereinbart haben.

6.3  Die Klage soll darüber hinaus enthalten:

(1) Angaben zur Höhe des Streitwerts,

(2) Vorschläge zur Benennung eines Schiedsrichters, 
wenn die Parteien die Entscheidung durch einen 
Einzelschiedsrichter vereinbart haben,

(3) Angaben zum Ort des schiedsrichterlichen Ver-
fahrens, der Verfahrenssprache und dem an-
wendbaren Recht.
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6.4  Ist die Klage unvollständig oder fehlen Exemplare 
oder Anlagen, so fordert die DIS-Geschäftsstelle den 
Kläger unter Fristsetzung zur Ergänzung auf.

Erfolgt die Ergänzung innerhalb der Frist, wird der Beginn 
des Verfahrens nach Absatz 1 Satz 2 dadurch nicht be-
rührt, ansonsten endet das Verfahren unbeschadet des 
Rechts des Klägers, seine Klage erneut einzureichen.

§ 7  Kosten bei Einleitung des Verfahrens

7.1  Mit Einreichung der Klage hat der Kläger die DIS-Bear-
beitungsgebühr sowie einen vorläufigen Vorschuss für 
die Schiedsrichter nach der am Tage des Zugangs der 
Klage bei der DIS-Geschäftsstelle gültigen Kostenta-
belle (Anlage zu § 40 Abs. 5) an die DIS zu zahlen.

7.2  Die DIS-Geschäftsstelle übersendet dem Kläger eine 
Rechnung über die DIS-Bearbeitungsgebühr und den 
vorläufigen Vorschuss und setzt dem Kläger eine Frist 
zur Zahlung, soweit sie nicht bereits geleistet wurde. 
Erfolgt die Zahlung nicht innerhalb der Frist, die ange-
messen verlängert werden kann, endet das Verfahren, 
unbeschadet des Rechts des Klägers, seine Klage er-
neut einzureichen.

§ 8  Übersendung der Klage an Beklagten

Die DIS-Geschäftsstelle übersendet die Klage dem Beklag-
ten unverzüglich. Sie kann die Übersendung davon abhän-
gig machen, dass ihr die nach § 4 erforderliche Anzahl von 
Exemplaren der Klageschrift nebst Anlagen vorliegt und die 
Zahlung nach § 7 eingegangen ist.

§ 9  Klageerwiderung

Nach der Konstituierung des Schiedsgerichts gemäß § 17 
setzt das Schiedsgericht dem Beklagten eine Frist zur Ein-
reichung der Klageerwiderung. Bei der Bemessung der 
Frist ist der Zeitpunkt des Empfangs der Klage durch den 
Beklagten angemessen zu berücksichtigen.

§ 10  Widerklage

10.1  Eine Widerklage ist bei einer DIS-Geschäftsstelle ein-
zureichen. § 6 Abs. 1 – 4 gelten entsprechend.

10.2  Über die Zulässigkeit der Widerklage entscheidet das 
Schiedsgericht.
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§ 11 Kosten bei Erhebung einer Widerklage

11.1 Mit Einreichung der Widerklage hat der Beklagte die 
DIS-Bearbeitungsgebühr nach der bei Beginn des 
Verfahrens gültigen Kostentabelle (Anlage zu § 40 
Abs. 5) an die DIS zu zahlen.

11.2  Die DIS-Geschäftsstelle übersendet dem Beklagten 
eine Rechnung über die DIS-Bearbeitungsgebühr und 
setzt dem Beklagten eine Frist zur Zahlung, soweit sie 
nicht bereits geleistet wurde. Erfolgt die Zahlung nicht 
innerhalb der Frist, die angemessen verlängert wer-
den kann, so gilt die Widerklage als nicht erhoben.

11.3  Die DIS-Geschäftsstelle übersendet die Widerklage 
unverzüglich dem Kläger und dem Schiedsgericht. Sie 
kann die Übersendung davon abhängig machen, dass 
ihr die nach § 4 erforderliche Anzahl von Exemplaren 
der Widerklage nebst Anlagen vorliegt und die Zah-
lung nach Absatz 1 eingegangen ist.

§ 12 Schiedsgericht mit 3 Schiedsrichtern

12.1  Mit der Übersendung der Klage fordert die DIS-Ge-
schäftsstelle den Beklagten auf, seinerseits einen 
Schiedsrichter zu benennen. Ist die Benennung durch 
den Beklagten bei der DIS-Geschäftsstelle nicht in-
nerhalb einer Frist von 30 Tagen nach Empfang der 
Klage durch den Beklagten eingegangen, kann der 
Kläger die Benennung durch den DIS-Ernennungs-
ausschuss beantragen. Die 30-Tagesfrist kann durch 
die DIS-Geschäftsstelle auf Antrag verlängert werden. 
Eine Benennung ist auch nach Ablauf der 30-Tages-
frist rechtzeitig, wenn sie vor dem Antrag des Klägers 
auf Benennung durch den DIS-Ernennungsausschuss 
bei der DIS-Geschäftsstelle eingegangen ist.

 Eine Partei ist an ihre Benennung eines Schiedsrich-
ters gebunden, sobald die DIS-Geschäftsstelle sie 
empfangen hat.

12.2 Die beiden Schiedsrichter benennen den Vorsitzen-
den des Schiedsgerichts und teilen ihre Benennung 
der DIS-Geschäftsstelle unverzüglich mit. Bei der Be-
nennung sollen die Schiedsrichter übereinstimmen-
de Wünsche der Parteien berücksichtigen. Ist die Be-
nennung des Vorsitzenden nicht innerhalb einer Frist 
von 30 Tagen nach Aufforderung durch die DIS-Ge-
schäftstelle dort eingegangen, kann jede Partei die 
Benennung des Vorsitzenden durch den DIS-Ernen-
nungsausschuss beantragen. Eine Benennung ist 
auch nach Ablauf der 30-Tagesfrist rechtzeitig, wenn 
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sie vor dem Antrag einer der Parteien auf Benennung 
durch den DIS-Ernennungsausschuss bei der DIS-
Geschäftsstelle eingegangen ist.

§ 13 Mehrheit von Parteien auf Kläger- oder 
Beklagtenseite

13.1  Soweit die Parteien nichts anderes vereinbart haben, 
haben mehrere Kläger in ihrer Schiedsklage gemein-
sam einen Schiedsrichter zu benennen.

13.2  Sind in der Schiedsklage zwei oder mehr Beklagte auf-
geführt, so haben diese, soweit die Parteien nichts an-
deres vereinbart haben, gemeinsam einen Schiedsrich-
ter innerhalb einer Frist von 30 Tagen nach Empfang 
der Klage durch die Beklagten zu benennen. Wird die 
Klage von den Beklagten zu unterschiedlichen Zeit-
punkten empfangen, ist für die Fristberechnung der 
Empfang durch den Beklagten maßgeblich, der sie als 
letzter empfangen hat. Die Frist kann durch die DIS-
Geschäftsstelle verlängert werden. Einigen sich die Be-
klagten nicht innerhalb der Frist, benennt, nach Anhö-
rung der Parteien, der DIS-Ernennungsausschuss zwei 
Schiedsrichter, soweit die Parteien nichts anderes vor-
sehen. Eine von der Klägerseite vorgenommene Be-
nennung wird durch die Benennung durch den DIS-Er-
nennungsausschuss gegenstandslos.

 Die zwei von den Parteien oder vom DIS-Ernennungs-
ausschuss benannten Schiedsrichter benennen den 
Vorsitzenden. § 12 Abs. 2 gilt entsprechend, wobei 
der Antrag einer Partei ausreichend ist.

13.3  Über die Zulässigkeit des Mehrparteienverfahrens 
entscheidet das Schiedsgericht.

§ 14 Einzelschiedsrichter

Besteht das Schiedsgericht aus einem Einzelschiedsrichter 
und haben sich die Parteien nicht innerhalb einer Frist von 
30 Tagen ab Empfang der Klage durch den Beklagten auf 
den Einzelschiedsrichter geeinigt, kann jede Partei die Be-
nennung des Einzelschiedsrichters durch den DIS-Ernen-
nungsausschuss beantragen.

§ 15 Unparteilichkeit und Unabhängigkeit

Jeder Schiedsrichter muss unparteilich und unabhängig 
sein. Er hat sein Amt nach bestem Wissen und Gewissen 
auszuüben und ist dabei an keine Weisungen gebunden.
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§ 16 Annahme des Schiedsrichteramtes

16.1 Jede Person, die als Schiedsrichter benannt wird, hat 
sich unverzüglich der DIS-Geschäftsstelle über die An-
nahme des Schiedsrichteramts und die Erfüllung der von 
den Parteien vereinbarten Voraussetzungen zu erklären 
und alle Umstände offen zu legen, die Zweifel an ihrer 
Unparteilichkeit oder Unabhängigkeit wecken könnten. 
Die DIS-Geschäftsstelle unterrichtet die Parteien.

16.2 Ergibt sich aus der Erklärung eines Schiedsrichters 
ein Umstand, der Zweifel an seiner Unparteilichkeit 
oder Unabhängigkeit, oder der Erfüllung vereinbar-
ter Voraussetzungen wecken könnte, gibt die DIS-Ge-
schäftsstelle den Parteien Gelegenheit zur Stellung-
nahme innerhalb angemessener Frist.

16.3 Ein Schiedsrichter ist auch während des schieds-
richterlichen Verfahrens verpflichtet, Umstände, die 
Zweifel an seiner Unparteilichkeit oder Unabhängig-
keit wecken könnten, den Parteien und der DIS-Ge-
schäftsstelle unverzüglich offen zu legen.

§ 17 Bestellung der Schiedsrichter

17.1  Sobald der DIS-Geschäftsstelle die Annahmeerklä-
rung eines benannten Schiedsrichters vorliegt, und 
sich daraus keine Umstände ergeben, die Zweifel an 
seiner Unparteilichkeit oder Unabhängigkeit oder der 
Erfüllung vereinbarter Voraussetzungen wecken könn-
ten, oder keine Partei der Bestellung des betroffenen 
Schiedsrichters innerhalb der Frist nach § 16 Abs. 2 
widersprochen hat, kann der DIS-Generalsekretär 
den benannten Schiedsrichter bestellen.

17.2 In anderen Fällen entscheidet der DIS-Ernennungs-
ausschuss über die Bestellung des benannten 
Schiedsrichters.

17.3 Mit  der Bestellung aller Schiedsrichter ist das 
Schiedsgericht konstituiert. Die DIS-Geschäftsstel-
le informiert die Parteien über die Konstituierung des 
Schiedsgerichts.

§ 18  Ablehnung eines Schiedsrichters

18.1  Ein Schiedsrichter kann nur abgelehnt werden, wenn 
Umstände vorliegen, die berechtigte Zweifel an seiner 
Unparteilichkeit oder Unabhängigkeit aufkommen las-
sen, oder wenn er die zwischen den Parteien vereinbar-
ten Voraussetzungen nicht erfüllt. Eine Partei kann einen 
Schiedsrichter, den sie benannt oder an dessen Benen-
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nung sie mitgewirkt hat, nur aus Gründen ablehnen, die 
ihr erst nach der Benennung bekannt geworden sind.

18.2 Die Ablehnung ist innerhalb von zwei Wochen nach 
Erhalt der Information über die Konstituierung des 
Schiedsgerichts nach § 17 Abs. 3 oder nach Kennt-
niserlangung des Ablehnungsgrundes der DIS-Ge-
schäftsstelle gegenüber zu erklären und zu be-
gründen. Die DIS-Geschäftsstelle unterrichtet die 
Schiedsrichter und die andere Partei von der Ableh-
nung und setzt dem abgelehnten Schiedsrichter und 
der anderen Partei eine angemessene Erklärungsfrist. 
Legt innerhalb dieser Frist der abgelehnte Schieds-
richter sein Amt nicht nieder, oder stimmt die ande-
re Partei der Ablehnung nicht zu, so kann die ableh-
nende Partei innerhalb von zwei Wochen bei dem 
Schiedsgericht eine Entscheidung über die Ableh-
nung beantragen, soweit die Parteien nichts anderes 
vereinbart haben.

18.3 Erklärt sich die andere Partei mit der Ablehnung ein-
verstanden, oder legt der Schiedsrichter sein Amt 
nach der Ablehnung nieder, oder ist dem Ablehnungs-
antrag stattgegeben worden, so ist ein Ersatzschieds-
richter zu benennen. Auf die Benennung und Be-
stellung des Ersatzschiedsrichters sind §§ 12 bis 17 
entsprechend anzuwenden.

§ 19  Verhinderung eines Schiedsrichters

19.1 Ist ein Schiedsrichter rechtlich oder tatsächlich au-
ßerstande, seine Aufgaben zu erfüllen, oder kommt 
er aus anderen Gründen seinen Aufgaben nicht nach, 
so endet sein Amt, wenn er zurücktritt oder wenn die 
Parteien die Beendigung seines Amtes vereinbaren. 
Tritt der Schiedsrichter von seinem Amt nicht zurück, 
oder können sich die Parteien über die Beendigung 
des Amtes nicht einigen, kann jede Partei bei dem zu-
ständigen Gericht eine Entscheidung über die Been-
digung des Amtes beantragen.

19.2  Wird das Schiedsrichteramt beendet, so ist ein Er-
satzschiedsrichter zu benennen. Auf die Benennung 
und Bestellung des Ersatzschiedsrichters sind §§ 12 
bis 17 entsprechend anzuwenden.

19.3  Tritt ein Schiedsrichter in den Fällen des Absatzes 1 
oder des § 18 Abs. 2 zurück, oder stimmt eine Par-
tei der Beendigung des Schiedsrichteramtes zu, so 
bedeutet dies nicht die Anerkennung der in Absatz 1 
oder in § 18 Abs. 1 genannten Rücktrittsgründe.
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§ 20  Einstweiliger Rechtsschutz

20.1 Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, kann 
das Schiedsgericht auf Antrag einer Partei vorläufige 
oder sichernde Maßnahmen anordnen, die es in Be-
zug auf den Streitgegenstand für erforderlich hält. Das 
Schiedsgericht kann von jeder Partei im Zusammen-
hang mit einer solchen Maßnahme angemessene Si-
cherheit verlangen.

20.2 Die Schiedsvereinbarung schließt nicht aus, dass die 
Parteien vor oder nach Beginn des schiedsrichterli-
chen Verfahrens vorläufige oder sichernde Maßnah-
men in Bezug auf den Streitgegenstand des schieds-
richterlichen Verfahrens bei einem staatlichen Gericht 
beantragen.

§ 21 Ort des schiedsrichterlichen Verfahrens

21.1 Haben die Parteien den Ort des schiedsrichterlichen 
Verfahrens nicht vereinbart, so wird er vom Schieds-
gericht bestimmt.

21.2 Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so kann 
das Schiedsgericht ungeachtet des Absatzes 1 an je-
dem ihm geeignet erscheinenden Ort zu einer münd-
lichen Verhandlung, zur Vernehmung von Zeugen, 
Sachverständigen oder der Parteien, zur Beratung 
zwischen seinen Mitgliedern, zur Besichtigung von 
Sachen oder zur Einsichtnahme in Schriftstücke zu-
sammentreten.

§ 22 Verfahrenssprache

22.1 Die Parteien können die Sprache oder die Sprachen, 
die im schiedsrichterlichen Verfahren zu verwenden 
sind, vereinbaren. Fehlt eine solche Vereinbarung, so 
bestimmt hierüber das Schiedsgericht. Die Vereinba-
rung der Parteien oder die Bestimmung des Schieds-
gerichts ist, sofern darin nichts anderes vorgesehen 
ist, für schriftliche Erklärungen der Parteien, mündli-
che Verhandlungen, Schiedssprüche, sonstige Ent-
scheidungen und andere Mitteilungen des Schieds-
gerichts maßgebend.

22.2 Das Schiedsgericht kann anordnen, dass Gutachten 
und andere schriftliche Beweismittel mit einer Über-
setzung in die Sprache oder die Sprachen versehen 
sein müssen, die zwischen den Parteien vereinbart 
oder vom Schiedsgericht bestimmt worden sind.
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§ 23 Anwendbares Recht

23.1 Das Schiedsgericht hat die Streitigkeit in Übereinstim-
mung mit den Rechtsvorschriften zu entscheiden, die 
von den Parteien als auf den Inhalt des Rechtsstreits 
anwendbar bezeichnet worden sind. Die Bezeichnung 
des Rechts oder der Rechtsordnung eines bestimm-
ten Staates ist, sofern die Parteien nicht ausdrücklich 
etwas anderes vereinbart haben, als unmittelbare Ver-
weisung auf die Sachvorschriften dieses Staates und 
nicht auf sein Kollisionsrecht zu verstehen.

23.2 Haben die Parteien die anzuwendenden Rechtsvorschrif-
ten nicht bestimmt, so hat das Schiedsgericht das Recht 
des Staates anzuwenden, mit dem der Gegenstand des 
Verfahrens die engsten Verbindungen aufweist.

23.3 Das Schiedsgericht darf nur dann nach Billigkeit (ex 
aequo et bono, amiable composition) entscheiden, 
wenn die Parteien es ausdrücklich dazu ermächtigt 
haben. Die Ermächtigung kann bis zur Entscheidung 
des Schiedsgerichts erteilt werden.

23.4 In allen Fällen hat das Schiedsgericht in Übereinstim-
mung mit den Bestimmungen des Vertrages zu ent-
scheiden und dabei bestehende Handelsbräuche zu 
berücksichtigen.

§ 24 Verfahren

24.1 Auf das schiedsrichterliche Verfahren sind die zwin-
genden Vorschriften des Schiedsverfahrensrechts 
des Ortes des schiedsrichterlichen Verfahrens, diese 
Schiedsgerichtsordnung und gegebenenfalls weitere 
Parteivereinbarungen anzuwenden. Im Übrigen be-
stimmt das Schiedsgericht das Verfahren nach freiem 
Ermessen.

24.2 Das Schiedsgericht hat darauf hinzuwirken, dass die 
Parteien sich über alle erheblichen Tatsachen voll-
ständig erklären und sachdienliche Anträge stellen.

24.3 Der vorsitzende Schiedsrichter leitet das Verfahren.

24.4 Über einzelne Verfahrensfragen kann der vorsitzende 
Schiedsrichter allein entscheiden, wenn die anderen Mit-
glieder des Schiedsgerichts ihn dazu ermächtigt haben.

§ 25 Vorschuss für das Schiedsgericht

Das Schiedsgericht kann die Fortsetzung des Verfahrens 
davon abhängig machen, dass Vorschüsse auf die zu er-
wartenden Kosten des Schiedsgerichts gezahlt werden.
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Es soll vom Kläger und Beklagten jeweils die Hälfte des Vor-
schusses anfordern. Als Vorschuss kann das volle Schieds-
richterhonorar und voraussichtliche Auslagen zuzüglich ge-
setzlicher Mehrwertsteuer angesetzt werden. Von dem auf 
den Kläger entfallenden Vorschuss ist der nach § 7 Abs. 1 an 
die DIS gezahlte vorläufige Vorschuss in Abzug zu bringen.

§ 26 Rechtliches Gehör

26.1 Die Parteien sind gleich zu behandeln. Jeder Partei ist 
in jedem Stand des Verfahrens rechtliches Gehör zu 
gewähren. Die Parteien sind von jeder Verhandlung 
und jedem Zusammentreffen des Schiedsgerichts zu 
Zwecken der Beweisaufnahme rechtzeitig in Kenntnis 
zu setzen. Die Parteien können sich vertreten lassen.

26.2 Alle Schriftsätze, Schriftstücke oder sonstigen Mittei-
lungen, die dem Schiedsgericht von einer Partei vor-
gelegt werden, sind der anderen Partei zur Kenntnis 
zu bringen. Gutachten und andere schriftliche Be-
weismittel, auf die sich das Schiedsgericht bei seiner 
Entscheidung stützen kann, sind beiden Parteien zur 
Kenntnis zu bringen.

§ 27 Sachverhaltsermittlung

27.1  Das Schiedsgericht hat den zugrunde liegenden 
Sachverhalt zu ermitteln. Hierzu kann es nach seinem 
Ermessen Anordnungen treffen, insbesondere Zeu-
gen und Sachverständige vernehmen und die Vorlage 
von Urkunden anordnen. Es ist an die Beweisanträge 
der Parteien nicht gebunden.

27.2  Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so kann 
das Schiedsgericht einen oder mehrere Sachverstän-
dige zur Erstattung eines Gutachtens über bestimmte 
vom Schiedsgericht festzulegende Fragen bestellen. 
Es kann ferner eine Partei auffordern, dem Sachver-
ständigen jede sachdienliche Auskunft zu erteilen 
oder alle für das Verfahren erheblichen Schriftstücke 
oder Sachen zur Besichtigung vorzulegen oder zu-
gänglich zu machen.

27.3  Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so hat 
der Sachverständige, wenn eine Partei dies beantragt 
oder das Schiedsgericht es für erforderlich hält, nach 
Erstattung seines schriftlichen oder mündlichen Gut-
achtens an einer mündlichen Verhandlung teilzuneh-
men. Bei der Verhandlung können die Parteien dem 
Sachverständigen Fragen stellen und eigene Sachver-
ständige zu den streitigen Fragen aussagen lassen.
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§ 28 Mündliche Verhandlung

Vorbehaltlich einer Vereinbarung der Parteien entscheidet 
das Schiedsgericht, ob mündlich verhandelt werden soll 
oder ob das schiedsrichterliche Verfahren auf der Grund-
lage von Schriftstücken und anderen Unterlagen durchzu-
führen ist. Haben die Parteien die mündliche Verhandlung 
nicht ausgeschlossen, hat das Schiedsgericht eine solche 
Verhandlung in einem geeigneten Abschnitt des Verfahrens 
durchzuführen, wenn eine Partei es beantragt.

§ 29 Verhandlungsprotokoll

Über jede mündliche Verhandlung ist ein Protokoll aufzu-
nehmen. Es ist von dem Vorsitzenden zu unterschreiben. 
Die Parteien erhalten Kopien des Protokolls.

§ 30 Säumnis einer Partei

30.1 Versäumt es der Beklagte, die Klage innerhalb der 
nach § 9 vorgesehenen Frist zu beantworten, so kann 
das Schiedsgericht das Verfahren fortsetzen, ohne 
die Säumnis als solche als Zugeständnis der Behaup-
tungen des Klägers zu behandeln.

30.2 Versäumt es eine Partei, trotz ordnungsgemäßer La-
dung zu einer mündlichen Verhandlung zu erscheinen 
oder innerhalb einer festgelegten Frist ein Schriftstück 
zum Beweis vorzulegen, so kann das Schiedsgericht 
das Verfahren fortsetzen und den Schiedsspruch 
nach den vorliegenden Erkenntnissen erlassen.

30.3 Wird die Säumnis nach Überzeugung des Schieds-
gerichts genügend entschuldigt, bleibt sie außer Be-
tracht. Im Übrigen können die Parteien über die Fol-
gen der Säumnis etwas anderes vereinbaren.

§ 31 Beendigung des Erkenntnisverfahrens

Sobald die Parteien nach Überzeugung des Schiedsge-
richts ausreichend Gelegenheit zum Vorbringen hatten, 
kann es eine Frist setzen, nach deren Ablauf neuer Sach-
vortrag der Parteien zurückgewiesen werden kann.

§ 32 Vergleich

32.1  Das Schiedsgericht soll in jeder Lage des Verfahrens 
auf eine einvernehmliche Beilegung des Streits oder 
einzelner Streitpunkte bedacht sein.
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32.2 Vergleichen sich die Parteien während des schieds-
richterlichen Verfahrens über die Streitigkeit, so been-
det das Schiedsgericht das Verfahren. Auf Antrag der 
Parteien hält das Schiedsgericht den Vergleich in der 
Form eines Schiedsspruchs mit vereinbartem Wort-
laut fest, sofern der Inhalt des Vergleichs nicht gegen 
die öffentliche Ordnung (ordre public) verstößt.

32.3 Ein  Schiedsspruch mit vereinbartem Wortlaut ist ge-
mäß § 34 zu erlassen und muss angeben, dass es 
sich um einen Schiedsspruch handelt. Ein solcher 
Schiedsspruch hat dieselbe Wirkung wie jeder andere 
Schiedsspruch zur Sache.

§ 33 Erlass des Schiedsspruchs

33.1 Das Schiedsgericht hat das Verfahren zügig zu füh-
ren und in angemessener Frist einen Schiedsspruch 
zu erlassen.

33.2 Das Schiedsgericht ist bei Erlass des Schiedsspruchs 
an die Anträge der Parteien gebunden.

33.3 Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, ist in 
einem schiedsrichterlichen Verfahren mit mehr als ei-
nem Schiedsrichter jede Entscheidung des Schieds-
gerichts mit Stimmenmehrheit zu treffen.

33.4 Verweigert ein Schiedsrichter die Teilnahme an einer Ab-
stimmung, können die übrigen Schiedsrichter ohne ihn 
entscheiden, sofern die Parteien nichts anderes verein-
bart haben. Die übrigen Schiedsrichter entscheiden mit 
Stimmenmehrheit. Die Absicht, ohne den verweigernden 
Schiedsrichter über den Schiedsspruch abzustimmen, 
ist den Parteien vorher mitzuteilen. Bei anderen Ent-
scheidungen sind die Parteien von der Abstimmungs-
verweigerung nachträglich in Kenntnis zu setzen.

§ 34 Der Schiedsspruch

34.1 Der  Schiedsspruch ist schriftlich zu erlassen und 
durch den Schiedsrichter oder die Schiedsrichter zu 
unterschreiben. In schiedsrichterlichen Verfahren mit 
mehr als einem Schiedsrichter genügen die Unter-
schriften der Mehrheit aller Mitglieder des Schiedsge-
richts, sofern der Grund für eine fehlende Unterschrift 
angegeben wird.

34.2 Der Schiedsspruch hat die vollständige Bezeichnung 
der Parteien des schiedsrichterlichen Verfahrens, 
ihre Prozessbevollmächtigten sowie die Namen der 
Schiedsrichter, die ihn erlassen haben, zu enthalten.
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34.3 Der  Schiedsspruch ist zu begründen, soweit die Par-
teien nichts anderes vereinbart haben, oder es sich 
um einen Schiedsspruch mit vereinbartem Wortlaut 
im Sinne des § 32 Abs. 2 handelt.

34.4 Im Schiedsspruch sind der Tag, an dem er erlassen 
wurde, und der nach § 21 bestimmte Ort des schieds-
richterlichen Verfahrens anzugeben. Der Schieds-
spruch gilt als an diesem Tag und diesem Ort erlassen.

§ 35 Kostenentscheidung

35.1 Sofern die Parteien nichts anderes vereinbart haben, 
hat das Schiedsgericht in dem Schiedsspruch auch 
darüber zu entscheiden, welche Partei die Kosten des 
schiedsrichterlichen Verfahrens einschließlich der den 
Parteien erwachsenen und zur zweckentsprechenden 
Rechtsverfolgung notwendigen Kosten zu tragen hat.

35.2 Grundsätzlich hat die unterliegende Partei die Kos-
ten des schiedsrichterlichen Verfahrens zu tragen. 
Das Schiedsgericht kann unter Berücksichtigung der 
Umstände des Falles, insbesondere wenn jede Partei 
teils obsiegt, teils unterliegt, die Kosten gegeneinan-
der aufheben oder verhältnismäßig teilen.

35.3 Soweit die Kosten des schiedsrichterlichen Verfah-
rens feststehen, hat das Schiedsgericht auch darüber 
zu entscheiden, in welcher Höhe die Parteien diese zu 
tragen haben. Ist die Festsetzung der Kosten unter-
blieben oder erst nach Beendigung des schiedsrich-
terlichen Verfahrens möglich, wird hierüber in einem 
gesonderten Schiedsspruch entschieden.

35.4 Absätze 1, 2 und 3 gelten entsprechend, wenn sich 
das Verfahren in der Hauptsache ohne Schiedsspruch 
erledigt hat, sofern die Parteien sich nicht über die 
Kosten geeinigt haben.

§ 36 Übersendung des Schiedsspruchs

36.1 Das Schiedsgericht hat eine ausreichende Anzahl von 
Urschriften des Schiedsspruches anzufertigen. Der 
DIS-Geschäftsstelle ist ein Exemplar zum Verbleib so-
wie die notwendige Anzahl für die Übersendung an die 
Parteien unverzüglich zur Verfügung zu stellen.

36.2 Die DIS-Geschäftsstelle übersendet den Parteien je 
eine Urschrift des Schiedsspruchs.

36.3 Die  Übersendung an die Parteien kann solange unter-
bleiben, bis die Kosten des schiedsrichterlichen Ver-
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fahrens an das Schiedsgericht und die DIS vollständig 
bezahlt worden sind.

§ 37 Auslegung und Berichtigung eines Schiedsspruchs

37.1 Jede Partei kann beim Schiedsgericht beantragen,

•	 Rechen-,	 Schreib-	 und	 Druckfehler	 oder	 Fehler	
ähnlicher Art im Schiedsspruch zu berichtigen;

•	 bestimmte	Teile	des	Schiedsspruchs	auszulegen;

•	 einen	ergänzenden	Schiedspruch	über	solche	An-
sprüche zu erlassen, die im schiedsrichterlichen 
Verfahren zwar geltend gemacht, im Schieds-
spruch aber nicht behandelt worden sind.

37.2  Sofern die Parteien keine andere Frist vereinbart ha-
ben, ist der Antrag innerhalb von 30 Tagen nach Emp-
fang des Schiedsspruchs beim Schiedsgericht zu 
stellen. Der DIS-Geschäftsstelle ist ein Exemplar zu 
übersenden.

37.3 Das Schiedsgericht soll über die Berichtigung oder 
Auslegung des Schiedsspruchs innerhalb von 30 Ta-
gen und über die Ergänzung des Schiedsspruchs in-
nerhalb von 60 Tagen entscheiden.

37.4 Eine Berichtigung des Schiedsspruchs kann das 
Schiedsgericht auch ohne Antrag vornehmen.

37.5  §§ 33, 34 und 36 sind auf die Berichtigung oder Ergän-
zung des Schiedsspruchs anzuwenden.

§ 38 Wirkung des Schiedsspruchs

Der Schiedsspruch ist endgültig und hat unter den Partei-
en die Wirkung eines rechtskräftigen gerichtlichen Urteils.

§ 39 Beendigung des schiedsrichterlichen Verfahrens

39.1 Das schiedsrichterliche Verfahren wird mit dem end-
gültigen Schiedsspruch, mit einem Beschluss des 
Schiedsgerichts nach Absatz 2 oder durch die DIS-
Geschäftsstelle nach Absatz 3 beendet.

39.2 Das Schiedsgericht stellt durch Beschluss die Been-
digung des schiedsrichterlichen Verfahrens fest, wenn

(1) der Kläger seine Klage zurücknimmt, es sei denn, 
dass der Beklagte dem widerspricht und das 
Schiedsgericht ein berechtigtes Interesse des Be-
klagten an der endgültigen Beilegung der Streitig-
keit anerkennt; oder
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(2) die Parteien die Beendigung des schiedsrichterli-
chen Verfahrens vereinbaren; oder

(3) die Parteien das schiedsrichterliche Verfahren 
trotz Aufforderung des Schiedsgerichts nicht wei-
ter betreiben oder die Fortsetzung des Verfahrens 
aus einem anderen Grund unmöglich geworden 
ist.

39.3 Unterbleibt innerhalb der dafür vorgesehenen Frist 
die Benennung eines Schiedsrichters oder Ersatz-
schiedsrichters, und stellt keine Partei einen An-
trag auf Benennung durch den DIS-Ernennungsaus-
schuss, kann die DIS-Geschäftsstelle das Verfahren 
nach Anhörung der Parteien beenden.

§ 40 Kosten des schiedsrichterlichen Verfahrens

40.1 Die  Schiedsrichter haben Anspruch auf Honorar und 
die Erstattung von Auslagen jeweils zuzüglich gesetz-
licher Mehrwertsteuer. Dem Schiedsgericht gegen-
über haften die Parteien gesamtschuldnerisch für die 
Kosten des Verfahrens, unbeschadet eines etwaigen 
Erstattungsanspruches einer Partei gegen die andere 
Partei.

40.2 Das Honorar bestimmt sich nach dem Streitwert, der 
vom Schiedsgericht nach pflichtgemäßem Ermessen 
festgesetzt wird.

40.3 Das Schiedsgericht kann das Honorar bei einer vor-
zeitigen Erledigung des Verfahrens entsprechend dem 
Verfahrensstand nach billigem Ermessen ermäßigen.

40.4 Die DIS hat Anspruch auf eine Bearbeitungsgebühr 
zuzüglich gesetzlicher Mehrwertsteuer. Der DIS ge-
genüber haften die Parteien gesamtschuldnerisch für 
die Bearbeitungsgebühr, unbeschadet eines etwaigen 
Erstattungsanspruchs einer Partei gegen die andere 
Partei.

40.5 Die Höhe der Honorare und Gebühren ergibt sich aus 
der Anlage, die Bestandteil dieser Schiedsgerichts-
ordnung ist.

40.6  Ist in einer Klage oder Widerklage der Streitwert 
nicht beziffert, so steht die Bemessung einer vor-
läufigen Bearbeitungsgebühr und der Vorschüsse im 
pflichtgemäßen Ermessen der DIS bzw. des Schieds-
gerichts.
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§ 41 Verlust des Rügerechts

Ist einer Bestimmung dieser Schiedsgerichtsordnung oder 
einem weiteren vereinbarten Erfordernis des schiedsrich-
terlichen Verfahrens nicht entsprochen worden, so kann 
eine Partei, die den Mangel nicht unverzüglich rügt, diesen 
später nicht mehr geltend machen. Dies gilt nicht, wenn der 
Partei der Mangel nicht bekannt war.

§ 42 Veröffentlichung des Schiedsspruchs

Eine Veröffentlichung des Schiedsspruchs ist nur mit 
schriftlicher Zustimmung der Parteien und der DIS zuläs-
sig. In keinem Fall darf die Veröffentlichung die Namen der 
Parteien, Prozessbevollmächtigten und Schiedsrichter so-
wie sonstige individualisierende Angaben enthalten.

§ 43 Vertraulichkeit

43.1 Die Parteien, die Schiedsrichter und die in der DIS-Ge-
schäftsstelle mit einem schiedsrichterlichen Verfahren 
befassten Personen haben über die Durchführung ei-
nes schiedsrichterlichen Verfahrens, und insbesonde-
re über die beteiligten Parteien, Zeugen, Sachverstän-
digen und sonstige Beweismittel Verschwiegenheit 
gegenüber jedermann zu bewahren. Von den Betei-
ligten im Verfahren hinzugezogene Personen sind zur 
Verschwiegenheit zu verpflichten.

43.2 Der DIS ist gestattet, Informationen über schiedsrich-
terliche Verfahren in einer Zusammenstellung statisti-
scher Daten zu veröffentlichen, soweit die Informatio-
nen eine Identifizierung der Beteiligten ausschließen.

§ 44 Haftungsauschluss

44.1 Die Haftung des Schiedsrichters für seine Entschei-
dungstätigkeit ist ausgeschlossen, soweit er nicht 
eine vorsätzliche Pflichtverletzung begeht.

44.2 Für jede andere Handlung oder Unterlassung im Zu-
sammenhang mit einem schiedsrichterlichen Verfah-
ren ist eine Haftung der Schiedsrichter, der DIS, ihrer 
Organe und ihrer Mitarbeiter ausgeschlossen, so-
weit sie nicht eine vorsätzliche oder grob fahrlässige 
Pflichtverletzung begehen.
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ANLAGE ZU § 40.5

(gültig seit 1. Januar 2005)

Nr. 1 Streitwerte bis 5.000,00 €: Das Honorar für den Vor-
sitzenden des Schiedsgerichts oder den Einzel-
schiedsrichter beträgt 1.365,00 € und für jeden bei-
sitzenden Schiedsrichter 1.050,00 €;

Nr. 2 Streitwerte über 5.000,00 € bis 50.000,00 €:

 Streitwert Honorar für Vor- Honorar für
  sitzenden des jeden bei-
  Schiedsgerichts/ sitzenden
  Einzelschieds- Schieds-
  richter richter

bis 6.000,00 € 1.560,00 € 1.200,00 €
bis 7.000,00 € 1.755,00 € 1.350,00 €
bis 8.000,00 € 1.950,00 € 1.500,00 €
bis 9.000,00 € 2.145,00 € 1.650,00 €
bis 10.000,00 € 2.340,00 € 1.800,00 €
bis 12.500,00 € 2.535,00 € 1.950,00 €
bis 15.000,00 € 2.730,00 € 2.100,00 €
bis 17.500,00 € 2.925,00 € 2.250,00 €
bis 20.000,00 € 3.120,00 € 2.400,00 €
bis 22.500,00 € 3.315,00 € 2.550,00 €
bis 25.000,00 € 3.510,00 € 2.700,00 €
bis 30.000,00 € 3.705,00 € 2.850,00 €
bis 35.000,00 € 3.900,00 € 3.000,00 €
bis 40.000,00 € 4.095,00 € 3.150,00 €
bis 45.000,00 € 4.290,00 € 3.300,00 €
bis 50.000,00 € 4.485,00 € 3.450,00 € 

Das Honorar eines beisitzenden Schiedsrichters errechnet 
sich bei höheren Streitwerten wie folgt:

Nr. 3  Streitwerte über 50.000,00 € bis 500.000,00 €: 
3.450,00 € plus 2 % des 50.000,00 € übersteigenden 
Betrags;

Nr. 4  Streitwerte über 500.000,00 € bis 1.000.000,00 €: 
12.450,00 € plus 1,4 % des 500.000,00 € überstei-
genden Betrags;

Nr. 5  Streitwerte über 1.000.000,00 € bis 2.000.000,00 €: 
19.450,00 € plus 1 % des 1.000.000,00 € überstei-
genden Betrags;

Nr. 6  Streitwerte über 2.000.000,00 € bis 5.000.000,00 €: 
29.450,00 € plus 0,5 % des 2.000.000,00 € überstei-
genden Betrags;
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Nr. 7  Streitwerte über 5.000.000,00 € bis 10.000.000,00 €: 
44.450,00 € plus 0,3 % des 5.000.000,00 € überstei-
genden Betrags;

Nr. 8  Streitwerte über 10.000.000,00 € bis 50.000.000,00 €: 
59.450,00 € plus 0,1 % des 10.000.000,00 € über-
steigenden Betrags;

Nr. 9  Streitwerte über 50.000.000,00 € bis 100.000.000,00 €: 
99.450,00 € plus 0,06 % des 50.000.000,00 € über-
steigenden Betrags;

Nr. 10  Streitwerte über 100.000.000,00 €: 129.450,00 € 
plus 0,05 % des 100.000.000,00 € übersteigenden 
Betrags bis zu 650.000.000,00 €; darüber hinaus 
wirkt sich der Streitwert nicht auf das Honorar aus;

Nr. 11 sind an einem schiedsrichterlichen Verfahren mehr 
als zwei Parteien beteiligt, so erhöhen sich die in 
dieser Gebührentabelle aufgeführten Beträge für 
Schiedsrichterhonorare um 20 % für jede zusätzli-
che Partei. Die Schiedsrichterhonorare erhöhen sich 
höchstens um 50 %;

Nr. 12 bei Einreichung einer Widerklage kann der DIS-Er-
nennungsausschuss auf Antrag des Schiedsgerichts 
und nach Anhörung der Parteien bestimmen, dass 
die Schiedsrichterhonorare gemäß Nr. 1 – 11 nach 
den Streitwerten von Klage und Widerklage jeweils 
gesondert berechnet werden;

Nr. 13 in Fällen von besonderer rechtlicher Schwierigkeit 
und/oder tatsächlicher Komplexität kann der DIS-
Ernennungsausschuss, insbesondere unter Be-
rücksichtigung des Zeitaufwandes, auf Antrag des 
Schiedsgerichts und nach Anhörung der Parteien 
eine angemessene Erhöhung des Schiedsrichterho-
norars nach Nr. 1 – 12 um bis zu 50  % bestimmen;

Nr. 14 ist beim Schiedsgericht die Anordnung einer vorläu-
figen oder sichernden Maßnahme nach § 20 bean-
tragt, so erhöht sich das Schiedsrichterhonorar um 
30 % des Honorars zum Zeitpunkt der Antragstel-
lung;

Nr. 15 das Honorar gemäß Nr. 3 – 14 erhöht sich für den 
Vorsitzenden des Schiedsgerichts und den Einzel-
schiedsrichter um 30 %;

Nr. 16 die Erstattung der Auslagen gemäß § 40 Abs. 1 be-
misst sich nach von der DIS erstellten Richtlinien in 
der bei Verfahrensbeginn gültigen Fassung;
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Nr. 17 der von der DIS-Geschäftsstelle bei Einreichung der 
Klage nach § 7 Abs. 1 beim Kläger erhobene vor-
läufige Vorschuss für das Schiedsgericht entspricht 
dem Honorar eines beisitzenden Schiedsrichters 
nach dieser Tabelle;

Nr. 18    a) die DIS-Bearbeitungsgebühr beträgt bei Streit-
werten bis 50.000,00 € 2 % des Streitwerts; bei 
Streitwerten über 50.000 € bis 1.000.000,00 € 
beträgt sie 1.000,00 € plus 1 % des 50.000,00 € 
übersteigenden Betrags; bei Streitwerten über 
1.000.000,00 € beträgt sie 10.500,00 € plus 
0,5 % des 1.000.000,00 € übersteigenden Be-
trags. Die DIS-Bearbeitungsgebühr beträgt min-
destens 350,00 €, höchstens 40.000,00 €;

b) bei Einreichung einer Widerklage sind die Streit-
werte von Klage und Widerklage für die Bemes-
sung der Bearbeitungsgebühr zu addieren. Die 
DIS-Bearbeitungsgebühr für eine Widerklage 
berechnet sich nach dem addierten Streitwert 
abzüglich der für die Klage entstandenen DIS-
Bearbeitungsgebühr;

c) die Bearbeitungsgebühr für eine Widerklage be-
trägt mindestens 350,00 €. Der Höchstbetrag 
der DIS-Bearbeitungsgebühr für Klage und Wi-
derklage beträgt 60.000 €;

d) sind an einem schiedsrichterlichen Verfahren 
mehr als zwei Parteien beteiligt, so erhöht sich 
die in Nrn. 18 a) – c) aufgeführte DIS-Bearbei-
tungsgebühr um 20 % für jede zusätzliche Par-
tei. Die zusätzliche Bearbeitungsgebühr beträgt 
in jedem Fall höchstens 15.000,00 €. Die DIS-
Bearbeitungsgebühr setzt sich in diesen Fällen 
zusammen aus der Bearbeitungsgebühr nach 
Nrn. 18 a) – c) und der zusätzlichen Bearbei-
tungsgebühr nach Nr. 18 d);

e) wird das Verfahren vor Konstituierung des 
Schiedsgerichts beendet, kann die DIS die DIS-
Bearbeitungsgebühr nach Nrn. 18 a) – d) um bis 
zu 50 % reduzieren.

Nr. 19 wird eine Schiedsklage, eine Widerklage oder ein 
sonstiger Schriftsatz bei der DIS in einer anderen 
Sprache als Deutsch, Englisch oder Französisch ein-
gereicht, kann die DIS eine Übersetzung anfertigen 
lassen, deren Kosten die DIS zusätzlich zu der DIS-
Bearbeitungsgebühr nach Nr. 18 erheben kann.



26

DIS RICHTLINIEN FÜR DIE ERSTATTUNG  
VON AUSLAGEN DER SCHIEDSRICHTER 
(§ 40 ABS. 1 DIS-SCHO I.V.M. NR. 16  
DER ANLAGE ZU § 40)

Soweit mit den Parteien nicht anders vereinbart, werden 
die Auslagen der Schiedsrichter jeweils zzgl. gesetz licher 
Mehrwertsteuer wie folgt erstattet. 

Reisekosten:  Reisekosten werden nach Vorlage der 
Belege erstattet. Bei Zugfahrten wird 
der Fahrpreis erster Klasse erstattet, bei 
Flugreisen der Preis eines Tickets der 
Business Class.

 Bei Anfahrten mit dem Pkw wird ein Kilo-
metergeld i.H.v. 0,40 € pro gefah renen Ki-
lometer, höchstens aber der Preis eines 
Flugtickets der Business Class für die 
entsprechende Fahrt strecke erstattet. 

 Erforderliche Taxifahrten werden nach 
Rechnung erstattet.

Tagegeld: Die Auslagen eines Schiedsrichters in 
Zusammenhang mit einer durch das 
Schiedsgerichtsverfahren veranlassten 
Sitzung werden pauschal mit 150 € pro 
Tag / pro Schiedsrichter erstattet. 

 Gegebenenfalls anfallende Übernach-
tungs- und Reisekosten zum Sitzungs-
ort sind nicht im Tagegeld enthalten.

Übernachtungs- Wird im Rahmen einer durch das Schieds-
kosten: gerichtsverfahren veranlassten Reise eine 

Übernachtung eines Schiedsrichters er-
forderlich, werden die Kosten der Über-
nachtung pauschal mit 200 € erstattet.

 Gegen Einzelbeleg kann eine Erstat tung 
der Übernachtungskosten bis in Höhe 
von maximal 350 € erfolgen.

Sonstige Die übrigen durch das Schiedsgerichts-
Auslagen:  verfahren veranlassten Auslagen (wie 

insbesondere Sitzungskosten, Post- 
und Kurierentgelte, Telekommunika-
tionsdienstleistungen und Kopien) wer-
den nach Aufwand bzw. Vorlage der 
Belege erstattet.
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DIS-ERNENNUNGSAUSSCHUSS

§ 14 der DIS-Satzung

(1) Der „Ernennungsausschuss“ besteht aus drei Mitglie-
dern sowie drei stellvertretenden Mitgliedern, die vom 
Vorstand unter Hinzuziehung des Vorsitzenden des 
Beirats auf die Dauer von 2 Jahren ernannt werden. 
Wiederernennung ist möglich. Im Verhinderungsfall 
nehmen die Stellvertreter in alphabetischer Reihenfol-
ge die Aufgaben der verhinderten Mitglieder wahr.

(2) Dem „Ernennungsausschuss“ obliegt auf Vorschlag 
der Geschäftsführung die Benennung und Ersatzbe-
nennung von Schiedsrichtern und Schlichtern.

(3) Dem „Ernennungsausschuss“ obliegt auch die Abbe-
rufung von Schiedsrichtern und Schlichtern, soweit 
letzteres von der anwendbaren Schiedsgerichtsord-
nung vorgesehen ist.

(4) Weitere Aufgaben können dem „Ernennungsaus-
schuss“ übertragen werden.

(5) Der „Ernennungsausschuss“ ist an Weisungen nicht 
gebunden. Seine Arbeit hat vertraulichen Charakter. 
Er entscheidet mit einfacher Mehrheit. Die Entschei-
dung erfolgt in der Regel im schriftlichen Verfahren.

(6) Die Mitglieder des „Ernennungsausschusses“, die in 
irgendeiner Eigenschaft an einem Schiedsgerichts-
verfahren der DIS beteiligt sind, dürfen an den Ent-
scheidungen, die dieses Verfahren betreffen, nicht 
mitwirken. Ein Mitglied des „Ernennungsausschus-
ses“ kann nicht nach Abs. 2 als Schiedsrichter be-
nannt werden.

(7) Die Geschäftsführung ist mit ihren Vorschlägen nach 
Abs. 2 nicht an Weisungen gebunden.
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